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I Gesetz
zur Änderung der Verfassung 

der Deutschen Demokratischen Republik
vom 20. Februar 1990

In Übereinstimmung mit Artikel 63 und Artikel 106 der 
Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik be­
schließt die Volkskammer folgende Änderung der Verfas­
sung:

§ 1

Artikel 23 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„ (1) Jeder Bürger ist zum Dienst und zu Leistungen für die 
Verteidigung der Deutschen Demokratischen Republik oder 
zu einem Zivildienst entsprechend den Rechtsvorschriften 
verpflichtet. “

§ 2

Dieses Gesetz tritt mit seiner Veröffentlichung in TCraft.

Das vorstehende, von der Volkskammer der Deutschen Demokratischen Republik am zwanzigsten Februar neunzehnhun­
dertneunzig beschlossene Gesetz wird hiermit verkündet.

Berlin, den zweiundzwanzigsten Februar neunzehnhundertneunzig

Der amtierende Vorsitzende des Staatsrales 
der Deutschen Demokratischen Republik

Prof. Dr. G e r 1 а c h

Gesetz
über die Wahlen zur Volkskammer 

der Deutschen Demokratischen Republik 
am 18. März 1990

vom 20. Februar 1990

I.
Wahlgrundsätze und Wahlsystem

§ 1
(1) Die Wahlen zur Volkskammer finden auf der Grundlage 

der Verfassung der DDR, dieses Wahlgesetzes und der dazu 
ergangenen Wahlordnung statt.

(2 ) Oie Volkskammer besteht aus 400 Abgeordneten.

§ 2

(1) Die Abgeordneten der Volkskammer werden in freier, 
allgemeiner, gleicher, direkter und geheimer Wahl von den 
wahlberechtigt 'П Bürgerinnen und Bürgern (nachfolgend als 
Bürger bezeichnet) der DDR auf die Dauer von vier Jahren 
gewählt.

(2) Die Ausübung des Wahlrechts beruht auf der freien 
Entscheidung der Wählerin und des Wählers (nachfolgend
als Wähler b. zeichnet).

§3
(1) Wahlberechtigt für die Wahlen zur Volkskammer ist 

jeder Bürger der DDR, der am Wahltag das 18, Lebensjahr 
vollendet hat.

(2) Nicht wahlberechtigt ist:
1 . wer rechtskräftig entmündigt ist,
2. wem infolge eines rechtskräftigen Urteils die staatsbür­

gerlichen Rechte aberkannt wurden.
(3) Das Recht zu wählen ruht bei Bürgern, die wegen einer 

psychischen Erkrankung oder wegen schwerer Fehlentwick­
lung der Persönlichkeit von Krankheitswert oder wegen in­
tellektueller Schädigung unter vorläufiger Vormundschaft 
oder unter Gebrechlichkeitspflege stehen. Entsprechendes gilt 
bei Bürgern, die aus den gleichen Gründen auf der Grundlage 
der geltenden Rechtsvorschriften unbefristet in eine Einrich­
tung für psychisch Kranke eingewiesen sind.

§4
(1) Wählbar zur Volkskammer ist jeder Bürger der DDR, 

der am Wahltag das 18. Lebensjahr vollendet hat.

(2) Nicht wählbar ist:
1. wer gemäß § 3, Absatz 2 nicht wahlberechtigt ist oder des­

sen Wahlrecht gemäß § 3, Absatz 3 ruht,
2. wer rechtskräftig zu einer Strafe mit Freiheitsentzug ver­

urteilt ist und diese noch nicht vollzogen ist.

* - §5
(1) Die Wahl wird nach den Grundsätzen des Verhältnis­

wahlrechts durchgeführt.
(2) Jeder Wähler verfügt über eine Stimme, die er für eine 

Liste abgibt.
(3) Die Vereinigung mehrerer Parteien oder anderen politi­

schen Vereinigungen zu einer Liste ist zulässig. Eine Partei 
oder andere politische Vereinigung darf sich nur an einer 
Listenvereinigung beteiligen. Listenvereinigungen gelten für 
alle Wahlkreise und schließen eigenständige Listen der betei­
ligten Parteien oder anderen politischen Vereinigungen aus.

(4) Listenvereinigungen gelten bei der Sitzverteilung als 
eine Liste.

(5) Wahlkreislisten derselben Partei, anderen politischen 
Vereinigung oder Listenvereinigung gelten auf Republiks­
ebene als verbunden.

IL
W ahl Vorbereitung

§ 6

(1) Das Wahlgebiet wird in 15 Wahlkreise eingeteilt. Jeder 
Wahlkreis erhält eine Nummer.


